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Kleine Anfrage 540 
des Abgeordneten Benjamin Filter (AfD-Fraktion) 

an die Landesregierung 

Kommunale Beflaggungshoheit und rechtliche Einschränkungen symbolischer Maß-
nahmen 

In jüngerer Zeit - etwa am Beispiel der Stadt Königs Wusterhausen (Landkreis Dahme-
Spreewald) - wurde erklärt, eine dauerhafte Beflaggung kommunaler Gebäude mit der Bun-
desflagge sei unzulässig oder nicht im Zuständigkeitsbereich der Kommune liegend. Zur 
Begründung wurden ministerielle Erlasse, protokollarische Traditionen und angeblich über-
geordnete bundespolitische Signalwirkungen angeführt. Daraus ergibt sich der Eindruck, 
dass symbolische Ausdrucksformen wie die ständige Beflaggung mit der Bundesflagge als 
politische Stellungnahme gewertet und den Kommunen faktisch untersagt werden - obwohl 
diese selbst Träger öffentlicher Gewalt sind und der kommunalen Selbstverwaltung unter-
liegen. 
 
Ich frage die Landesregierung: 

1. Welche Rechtsnormen oder verwaltungsrechtlichen Vorschriften untersagen es Kom-
munen, an ihren eigenen Gebäuden dauerhaft die Bundesflagge zu hissen? (Bitte un-
ter Angabe konkreter Normen, Erlasse oder höchstrichterlicher Rechtsprechung.) 

2. Gilt ein ministerieller Erlass, der bestimmte Beflaggungstage regelt oder empfiehlt, als 
rechtlich verbindlich im Sinne einer Einschränkung der kommunalen Selbstverwaltung 
gemäß Art. 28 Abs. 2 GG? 

3. Wird durch die ständige Beflaggung mit der Bundesflagge durch eine Kommune tat-
sächlich eine „politische Positionierung“ angenommen - und wenn ja, auf welcher ju-
ristischen Grundlage basiert diese Bewertung? 

4. Teilt die Landesregierung die Auffassung, dass das dauerhafte Hissen der Bundes-
flagge an kommunalen Gebäuden als hoheitlicher Akt allein Bund und Ländern vorbe-
halten sei - oder erkennt sie hier auch einen verfassungsrechtlich geschützten kom-
munalen Gestaltungsspielraum? 

5. In welchen konkreten Fällen und auf welcher normativen Grundlage wäre die dauer-
hafte Beflaggung mit der Bundesflagge an kommunalen Gebäuden im Land Branden-
burg nach Ansicht der Landesregierung unzulässig? 
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6. Wie stellt die Landesregierung sicher, dass Kommunen in Brandenburg bei der Um-
setzung symbolischer Ausdrucksformen - wie der Beflaggung - rechtssicher handeln 
können, ohne durch nicht bindende protokollarische Empfehlungen, etwaige ministeri-
elle Erlasse oder politische Deutungen in ihrer kommunalen Gestaltungsfreiheit einge-
schränkt zu werden? 
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